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(EuB-EP 1178) 


A. Problem 

Anlässlich von Informationen über eine Klinik in Rumänien, die sich auf die 
Spende von Eizellen für Unionsbürger spezialisiert hatte und deren Aktivitäten 
als gewerbliche Tätigkeit betrachtet werden können, hat das Europäische Parla- 
ment (EP) in seiner Sitzung am 10. März 2005 eine Entschließung angenom- 
men, in der jeglicher Handel mit menschlichen Körpern und Teilen davon 
verurteilt und daran erinnert wird, dass die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 12 
Abs. 1 der Richtlinie 2004/23/EG danach zu streben haben, freiwillige und un- 
entgeltliche Spenden von Geweben und Zehen sicherzustehen. Das Europäi- 
sche Parlament fordert die Länder dazu auf, die EU-Gewebe-Richtlinie (Richt- 
linie 2004/23/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 
2004 zur Festlegung von Qualitäts- und Sicherheitsstandards für die Spende, 
Beschaffung, Testung, Verarbeitung, Konservierung, Lagerung und Verteilung 
von menschlichen Geweben und Zellen) fristgerecht umzusetzen. Diese sieht 
die Sicherstellung des Grundsatzes der Unentgeltlichkeit der Spende von Zellen 
und Geweben sowie den Ausschluss des Handels vor. Zulässig ist lediglich eine 
Entschädigung für spendebedingte Ausgaben und Unannehmlichkeiten. 


B. Lösung 

Einstimmige Annahme einer Entschließung 


C. Alternativen 

Kenntnisnahme der Vorlage ohne Annahme einer Entschließung bzw. Kennt- 
nisnahme der Vorlage und Annahme einer alternativen Entschließung. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Unterrichtung - Drucksache 15/5513 Nr. 1.1 - folgende Ent- 
schließung anzunehmen: 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Handel mit menschli- 
chen Eizellen ist zu begrüßen. Die Freiwilligkeit und Nichtkommerzialität von 
Zell- und Gewebespenden - sowohl für Forschungs- als auch für medizinische 
Zwecke - muss sichergestellt sein. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die Forderungen des Europäischen Parla- 
ments zu dem Handel mit menschlichen Eizellen und bittet die Bundesregie- 
rung, sich auf Ratsebene weiterhin für ein Verbot des Handels mit Eizellen ein- 
zusetzen. 


Berlin, den 15. Juni 2005 


Der Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung 

Klaus Kirschner Hubert Hüppe 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Hubert Hüppe 


I. Überweisung 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem 
Handel mit menschlichen Eizellen - EuB-EP 1178 - wurde 
mit Überweisungsdrucksache 15/5513 Nr. 1.1 vom 13. Mai 
2005 gemäß § 93 Abs. 1 GO dem Ausschuss für Gesundheit 
und Soziale Sicherung zur federführenden Beratung sowie 
dem Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
dem Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, 
dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen- 
abschätzung sowie dem Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Das EP verurteilt in seiner Entschließung finanzielle An- 
reize für Frauen, die ihre Eizellen zur Verfügung stellen; 
dies stelle ein besonderes Risiko für Leben und Gesundheit 
der Spenderin sowie ein Risiko für die Empfängerinnen dar 
und begünstige unter Umständen den illegalen Organ- und 
Menschenhandel. Der gewerbliche Handel mit menschli- 
chen Zellen und Geweben sei insgesamt nicht akzeptabel 
und unzulässig. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, 
innerhalb der Umsetzungsfrist der Geweberichtlinie Rege- 
lungen für Entschädigungen ausschließlich zur Abdeckung 
des Aufwandes und der Unannehmlichkeiten zu erlassen. 
Die Kommission wird aufgefordert, entsprechende einzel- 
staatliche Reglungen zu erfassen und zu bewerten. Weiter- 
hin wendet sich die Entschließung gegen das Klonen von 
Menschen und die EU -Finanzierung von Embryonenfor- 
schung und Embryostammzellenforschung. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse 

Der Ausschuss für Familie, Senioren und Jugend hat die 

Vorlage in seiner 59. Sitzung am 15. Juni 2005 beraten und 


einstimmige Kenntnisnahme der Vorlage sowie Annahme 
des Entschließungsantrags der Fraktionen SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdrucksache 15(13)910 
(neu) mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei einer Stimmenthal- 
tung und einer Ablehnung der Fraktion der FDP empfohlen. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre 

Hilfe hat die Vorlage in seiner 65. Sitzung am 15. Juni 2005 
beraten und Kenntnisnahme der Vorlage sowie Annahme 
des Entschließungsantrags der Fraktionen SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdrucksache 15(13)910 
(neu) mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP emp- 
fohlen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol- 
genabschätzung hat die Vorlage in seiner 61. Sitzung am 
1 . Juni 2005 beraten und Kenntnisnahme der Vorlage emp- 
fohlen. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat die Vorlage in seiner 74. Sitzung am 
1 . Juni 2005 beraten und ohne Aussprache einstimmig 
Kenntnisnahme der Vorlage empfohlen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung hat 

die Vorlage in seiner 111. Sitzung am 15. Juni 2005 ab- 
schließend beraten. Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN legten hierzu einen Entschließungsantrag 
vor. Der Ausschuss beschloss einstimmig, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, in Kenntnis der Unterrichtung 
- Drucksache 15/5513 Nr. 1.1 - die in der Beschlussemp- 
fehlung wiedergegebene Entschließung anzunehmen. 


Berlin, den 15. Juni 2005 


Hubert Hüppe 

Berichterstatter 
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F. in der Erwägung, dass die Zusage finanzidb Anreize eine Frau, instes Oldere in 
wiih faifc r Nttvrranlssen khnü, den Verlauf ihrer Eizdh in Erwägung zu zielen, 
was ein tesoideres Risiloftr ili Leben und ihre Gesundteptaber auchein Risikifir die 
Empfängerin he in lall löi ul, da die Inderin ihre medizinische Vogcschh oder 
nicglte Gesundtehrisilen, die gegen eine Stande spreiten, niitffendgen muss, 

G. in der Erwägung, dass in AntelEder Rithie 2HEG Hrgcültdass 

Zallngen auftr Eiridädigungszaiingen für ZäUnd Gewebespenden in Eurq® nidt 
akeptbefcind und dass der Han de ln i Zdh und Geweben ad säen nicteiässig ist 

H. in der Erwägung, dass die Beschiffung \oi Zdh nicltlurch Druck (der Anreize erf^en 
darf, sondern dass die freiwigc und unetppi ^$nde vn Eizdh gewähdistbein 
muss, damiFrauen nidfeu RclxffbferanlnAverdcn, 

1 erinnertiaran, dass der menscHte Köper nidfcur Erzialng vn Gewinnen benutt 
werden darf, und dass besolde re Aufmcrteamteibchütedirigcn M ensden gchlrthei 
denen die Gefahr bestjtdass sie Opfer vndgadm Handeiverden, insbescndere Frauen; 

2 'cruüjyih.'n HandelnitnenscHten Köpern und Tedn davn und erinnertiariter 
linaus daran, dass die M gbdstaln gemäß AritcIE Als »t lder Rithie HEG 
danachzu steten laten, fre teige und unetpfc Wenden vn Geweben und Zdh 
sicterzuMi; 

3 erinnertet Übrigen daran, dass nachdcrscten Beatnmunggner Rithie die 

M gbdstaln dafür zustndig sind, eine Eiüdädigung zu genelmigen und deren Botig 
fcstulgcn; 

4 istier Auffassung, dass die Akten der ,QtaAtst Ghi6‘in Rumänien und älnfttr 
Einridlngen ad gewertet' Tagte i telaittvc rdcn löinen und dater inateeghel 
sind; 

5 fodertiie Konmissioi auf, räudige tehltitinsitfoder tten genantdn Beriil 

zu schiffen und insbesotdere die W idersprüte zwiseten den Ifomaitoen der tribchen 
Belüden und dcirjnigcn der rumänischen Belüden zu Hren; 

6 ruftiie M gbdstaln dazu auf, vr dem 7 ApriBffi-Zejhnjfbs zu dem die 

Rithie 2SEG umgesetbein muss -einrlansparerds und djnamisctes Verfahen 
im Hinükauf die Entchidigung zum Ausglichdcr enttn denen Ausgaten und 
UnannclmUteün tei Gewebe -und Zdjfeenden cinzurichn; 

7 fodertiie Konmissioi auf, mcgfetascheine Beweittng der einzsftäten 

Rcchwschitin im Bcrcichdcr Eizdhspende und der Entchidigungssyömc für die 
Spende vn Organen und Geshihzdh zu errdh und diese Bewenlng zu 
vr reffe rite n; 

8 istier Auffassung, dass es in der Fla.xs im W escriten darum gejtden unfru ihren 

Paaren, die auf eine Agende vn Eizdh waten, kn Ire Zu ldbnfcrdcrtlic Konmissioi 
auf, die EiWiMng vn Mn a teil zur Vermeidung und Belandlng vn Unfmdhrteit 
vranzuteiben und zu undrsäen; 

9 ledilbeinem W unschAusdruck dass die Spende vn Eizdh wie genereller gesanä 
Bereichder Organspende steng regimerifcrtvird, um sovdüie Sender ad auchdie 
Empfänger zu sirücn undtjdcr Fom der Ausbeutng des Menschen EinMu geh ein; 
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10. hebt hervor, dass jede Frau, die gezwungen wird, irgendeinen Teilhres Köpers, 
einstibflh GesMdatszdh, zu verkutfn, if Netzwerk des organisierten 
Verbrechens, diepadn Menschen-und Organhandebetreiben, ein dichtes Opfr 
darstdl 

1 1 . begrifi die Resaltion AS1 #xld. 1 der Vdbrsammlng der Vereinten Nationen vom 

8 M äz 2)05 in der ausdrühh auflie Notwendigkit hingewiesen wird, die Ausbeutung 
von Frauen zu verhindern, und (Fixiert die Kommission dpi auf das Minen von 
M cnschcn von der Unterstüzung und Finanzierung im Rahmen dl ELftogramme 
auszusdäblin; 

12(Frdert die Kommission aufzu prtfn, ob softe Bäauch in M itgbdstaaten, 

Beitrittstdem oder Dritttdem autfeten; 

13 (Frdert die M itgbdstaaten aufM aßlahmen zu ergreifn, um die Ausbeutung von Frauen bei 

der Anwendung der Biowissenschatfen zu verhindern; 

14 begrifi den Beschiss der Sechsten Kommission der Vereinten Nationen vom 18 Februar 
2)05und ersucht die Kommission, dpi das Minen von M cnsdncn von der Finanzierung 
im Rahmen des Sebten ForschungsRahmenprogramms auszuschblin; 

15 crsiuht die Kommission, das Subsidiaritäsprinzipaubindcre Fonnen der EmbryxFrschung 
und der EmbryistammzdhcFrschung anzuwenden, damit die M itgbdstaaten, in denen 
diese Art der Forschung gcsetzlh zugdssen ist, sie aus ihren nationain Flaushäbn 
iffianzieren khnenjst der Außsung, dass sich die EUFinanzierang auDtbrnativen wie 
die Forsiiung an somatisdncn Sammzdh und NabdtinuiSammzdh lonzentrieren 

stfi, die in dh M itgbdstaaten akeptiert ist und bereits zur ettgreidien Behandlng 
von Patienten gcifirt hat, 

16 beautffagt seinen FFäidcntcn, diese Bitsäbfiing dem Ratsvorsitz der Eiropashcn Union, 

dem Rat, der Kommission und den Regierungen und Pudmcnten der M itgbdstaaten zu 
ibennittd. 
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